
 

 

 

 

 

 

 

 

Kundeninformationen und 

Versicherungsbedingungen 

 

 

 für Ihre  

 

ConceptIF 

Tierhalterhaftpflichtversicherung 



Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 

 

Ihr Interesse an unseren Produkten freut uns sehr. 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die 

• Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB CIF:PRO 2018) 

• Besonderen Bedingungen zur ConceptIF Privathaftpflichtversicherung (BB THV CIF:PRO best 
advice plus 2018) 

• sowie die gesetzlichen Bestimmungen. 

Der vereinbarte Versicherungsschutz sowie die dazugehörigen Versicherungsbedingungen sind im 
Versicherungsschein beschrieben. 

Soweit wir in den Versicherungsunterlagen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. 
Versicherungsnehmer, Ehegatte) verwenden, ist dabei auch immer die weibliche Bezeichnung 
gemeint. 

Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler gerne zur Verfügung. 

 

Ihre 

ConceptIF Pro GmbH (Assekuradeur) 

Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland (Versicherer) 
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Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständi-
gen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit 
Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Tierhalter-Haftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadener-
satzforderungen Dritter aus Schäden stehen, für die Sie als Tierhalter verantwortlich sind. 
 

Was ist versichert? 

� Die Tierhalter-Haftpflichtversicherung versichert Sie 
gegen Schäden an Personen oder Sachen, die auf 
Ihr Tier zurückzuführen sind und für die Sie als Hal-
ter oder für einen von Ihnen bestimmten Hüter des 
Tieres einstehen müssen. 

� In diesem  Zusammenhang regulieren wir nicht nur 
den Schaden, sondern prüfen auch, ob und in wel-
cher Höhe eine Verpflichtung zum Schadensersatz 
besteht, wehren unbegründete Schadensersatzan-
sprüche ab und bieten damit auch Rechtsschutz bei 
unberechtigten Haftungsansprüchen. 

� Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen 
können Sie Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versi-
cherungsschein entnehmen. 

 
 

Was ist nicht versichert? 

� Bestimmte Risiken sind jedoch nicht versichert. 
Hierfür benötigen Sie eine separate Absicherung. 
Dazu gehören z.B.: 
� gewerblich oder landwirtschaftlich gehaltene 

Tiere, die über eine gesonderte gewerbliche 
Tierhalterhaftpflichtversicherung versichert 
werden, 

� Jagdgebrauchshunde, die über die Jagdhaft-
pflichtversicherung zu versichern sind 

� Hunde bestimmter Rassen, die nach unserer 
Annahmerichtlinie als gefährlich einzustufen 
sind. 

 
 
 
Gibt es Deckungseinschränkungen? 
 

! Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versi-
cherungsschutz eingeschränkt sein kann:  
! Wir leisten für Schäden nur bis zu den verein-

barten Versicherungssummen. 
! Eine vereinbarte Selbstbeteiligung ist bei jedem 

Versicherungsfall zu berücksichtigen. 
! In jedem Fall vom Versicherungsschutz ausge-

schlossen sind gesetzliche Ansprüche 
! wegen vorsätzlicher Handlungen, 
! gegenüber Angehörigen bzw. Mitversicherten. 
! Durch Gebrauch eines versicherungspflichtigen 

Kraftfahrzeuges. 
 

 
 

Wo bin ich versichert? 
� Die Tierhalter-Haftpflichtversicherung gilt weltweit. Auch bei Haftpflichtschäden während eines vorübergehenden Auslands-

aufenthalts (z.B. Urlaub). Bei längerer Abwesenheit müssen gegebenenfalls besondere Vereinbarungen mit dem Haftpflicht-
versicherer getroffen werden. 
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Welche Verpflichtungen habe ich? 

- Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie die im Antragsformular enthaltenen Fragen unbe-
dingt wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Beachten Sie die benannten Verpflichtungen mit Sorgfalt. Ihre 
Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Art der Pflichtverletzung können Sie Ihren 
Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen. 

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat.. So kann der Versicherungsschutz 
den zwischenzeitlichen Veränderungen angepasst werden. Eine Aufforderung dazu kann auch durch einen Hinweis auf 
der Beitragsrechnung erfolgen. 

- Es ist möglich, dass Sie während des Vertrages zur Beseitigung besonderer gefahrdrohender Umstände von uns aufge-
fordert werden, soweit Ihnen eine vorsorgliche Schadensvermeidung zumutbar ist. 

- Vor allem muss uns jeder Versicherungsfall unverzüglich angezeigt werden, auch wenn gegen Sie noch keine Scha-
densersatzansprüche geltend gemacht worden sind. 

- Darüber hinaus sind Sie beispielsweise verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern 
und uns durch wahrheitsgemäße Schadensberichte bei der Schadensermittlung und -regulierung zu unterstützen. Dies 
umfasst auch die Übermittlung angeforderter Schriftstücke sowie die umgehende Mitteilung aller gerichtlichen oder be-
hördlichen Verfahren, die im Zusammenhang mit dem Schaden gegen Sie erhoben werden (z. B. Mahnverfahren, 
staatsanwaltliches Verfahren, Klage und Anklage, Streitverkündung), gegen die Sie auch ohne besondere Aufforderung 
fristgerecht Rechtsmittel einlegen sollen. Der Prozess wird dann durch uns als Ihr Vertreter geführt und die Kosten 
übernommen, wobei Sie dem durch den Versicherer eingeschalteten Anwalt alle erforderlichen Auskünfte erteilen und 
die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

- Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen. 

 

Wann und wie zahle ich? 
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die wei-
teren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljähr-
lich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem 
Konto einzuziehen. 

 

Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?   
Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags 
rechtzeitig und vollständig erfolgt. 
Hat der Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr (Ver-
längerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertag. 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlän-
gerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen). 
Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines ersatzpflichtigen Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündigen. 
 

 

 

 

 



 

 
- 5 - 

 

K
I-

C
IF

p
ro

-Z
U

R
_

0
5

.2
0

1
8

/0
1

 

 

Kundeninformation 
Stand: 01.05.2018 

 
Nachfolgend wollen wir Ihnen wesentliche Informationen zum Vertragsverhältnis geben, die für alle bei uns abgeschlossenen 
Verträge von Bedeutung sind. Da es sich um einen Überblick handelt, sind die Regelungen nicht abschließend. Bitte beachten 
Sie daher auch die benannten Verweise. 
 
Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicher ers . 
Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland 
Platz der Einheit 2, 60327 Frankfurt am Main 
Sitz der Niederlassung: Frankfurt am Main (Registernr.: 
HRB 88353, Hauptsitz: Dublin (Irland) 
Rechtsform der Gesellschaft (Zurich Insurance plc): public 
company limited by shares (Aktiengesellschaft nach iri-
schem Recht). Companies Registry Office (entspricht dem 
deutschen Registergericht): Registernummer 13460 
Verwaltungsratsvorsitzender: Gary Shaughnessy 
Hauptbevollmächtigter der Niederlassung: Marcus Nagel 
Vertretung der Gesellschaft: Patrick Manley (Chief Executi-
ve Officer) 

Vertreten durch: 
ConceptIF Pro GmbH, in Vollmacht für den Versicherer 
(nachfolgende Abkürzung „CIF:PRO“) 
Barmbeker Str. 2-6 • 22303 Hamburg,  
Tel.: 040 – 69 63-55 – 440, Fax: – 109, pro@conceptif.de  

Hauptgeschäftstätigkeit 
Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im 
Abschluss und in der Verwaltung von Versicherungen. 

Aufsichtsbehörde 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin) 
- Sektor Versicherungsaufsicht - 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 

Merkmale der Versicherungsleistung 
Für Ihren Vertrag gelten das Informationsblatt zu Versiche-
rungsprodukten, die Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen, Besonderen Bedingungen und weiteren Vereinbarun-
gen/Klauseln sowie ggf. die Satzung und das Merkblatt zur 
Datenverarbeitung. Prüfen Sie, ob Sie diese Unterlagen 
vollständig erhalten haben und ob Sie rechtzeitig von die-
sen Kenntnis nehmen konnten. Die Versicherungsleistung 
ergibt sich aus dem Versicherungsschein und den weiteren 
Vertragsbestimmungen. 

Gesamtpreis der Versicherung 
Den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile entnehmen Sie 
bitte dem Informationsblatt zu Versicherungsprodukten und 
unserem Antrag sowie später dem Versicherungsschein. 

Zusätzlich anfallende Kosten 
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages 
werden nicht erhoben. Erhoben werden lediglich Kosten für 
Mahnungen sowie für Kosten bei Nichteinlösung im Last-
schriftverfahren. 

Prämie 
Der im Versicherungsschein ausgewiesene erste Beitrag ist 
unverzüglich nach Ablauf der Widerrufsfrist zu zahlen. Bei 
Lastschrifteinzug ziehen wir den Betrag erst nach dieser 
Frist ein. Bitte denken Sie an die rechtzeitige Beitragszah-
lung, weil der Versicherer im Falle eines Zahlungsverzuges 
nach § 37 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zum Rück-
tritt berechtigt und im Versicherungsfall leistungsfrei sein 

kann. Wegen der weiteren Einzelheiten zur Prämienzahlung 
lesen Sie bitte die Regelung im Gesetz und in den Ver-
tragsbedingungen. Die Lastschriftermächtigung wird mit 
Antragsunterzeichnung erklärt, wenn dort die Kontodaten 
vollständig eingetragen sind. Abweichende Erklärungen 
sind in einer gesonderten Lastschriftermächtigung vorzu-
nehmen. 

Gültigkeitsdauer von Angeboten 
Soweit im Angebot oder den Vertragsbestimmungen nichts 
Abweichendes geregelt ist, halten wir uns für höchstens 
einen Monat an ein Angebot gebunden. 

Risikohinweise für Finanzdienstleistungen 
Bitte beachten Sie bei Produkten mit Finanzdienstleistun-
gen, dass diese wegen der speziellen Risikogestaltung 
marktüblichen Schwankungen unterliegen, auf die der 
Versicherer keinen Einfluss hat. In der Vergangenheit 
erwirtschaftete Beträge sind daher kein Indikator für künfti-
ge Erträge. Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Informa-
tionsblatt zu Versicherungsprodukten. 

Zustandekommen des Vertrages 
Der Versicherungsvertrag kommt durch Übersendung eines 
Versicherungsscheines mit dem Inhalt des Versicherungs-
scheines nach schriftlicher Antragstellung (Antragsmodell) 
zustande. Die Vertragsinformationen nach § 7 VVG müssen 
jeweils rechtzeitig vor Vertragserklärung vorliegen, falls 
darauf nicht ausdrücklich verzichtet wurde. 
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des 
Versicherungsscheins (rechtzeitiger Zahlung des ersten 
Beitrags nach Ziff. 9), jedoch nicht vor dem darin benannten 
Vertragsbeginn. Wird der erste Beitrag erst nach diesem 
Zeitpunkt eingefordert, dann aber unverzüglich gezahlt, so 
beginnt der Versicherungsschutz zu dem benannten Ver-
tragsbeginn. Sollte aufgrund einer Gesetzesänderung oder 
Änderung der Rechtsprechung eine Anpassung der Ver-
tragsbedingungen erforderlich werden, wird diese wirksam, 
wenn Sie den Vertrag nach Zugang des begründeten Ände-
rungsvorschlages des Versicherers durch Prämienfortzah-
lung oder durch die widerspruchslose Hinnahme der Belas-
tung Ihres Kontos durch Lastschrift auf Grund einer Ein-
zugsermächtigung einverständlich fortsetzen. Vorausset-
zung ist, dass die Änderung für Sie zumutbar ist, Sie auf die 
Rechtswirkung ausdrücklich vorher hingewiesen und Ihnen 
das Recht zum Widerspruch eingeräumt wurden. 

Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht: 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-
Mail) widerrufen. Diese Frist beginnt, nachdem Sie den 
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die 
weiteren Informationen gemäß § 7 Abs. 1 und 2 des Versi-
cherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 
der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Beleh-
rung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Wi-
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derrufs. Der Widerruf ist zu richten an die CIF:PRO (An-
schrift siehe Ziff. 1). 

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn 
Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, 
der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 
um einen Betrag in Höhe von 1/360 der Jahresprämie 
multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versiche-
rungsschutz bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzah-
lender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage 
nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirk-
same Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind. 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns 
vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt 
haben. 

Ende der Widerrufsbelehrung 

Laufzeit 
Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Informati-
onsblatt zu Versicherungsprodukten, dem Antrag bzw. dem 
Versicherungsschein. 

Vertragsbeendigung 
Der Vertrag ist zunächst für die dokumentierte Zeit abge-
schlossen. Das Versicherungsverhältnis verlängert sich 
stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht drei Monate 
vor dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine Kündi-
gung in Textform zugegangen ist. Bei einer Vertragsdauer 
von mehr als drei Jahren kann zum Ende des dritten oder 
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten gekündigt werden. Abweichende Rege-
lungen können sich aus den Vertragsbedingungen zu den 
einzelnen Produkten ergeben (siehe Informationsblatt zu 
Versicherungsprodukten). 

Anwendbares Recht, zuständiges Gericht 
Auf die vorvertragliche Beziehung und den Vertrag findet 
deutsches Recht Anwendung. Für Rechtsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag sind örtlich 
sowohl die Gerichte in Oldenburg zuständig. Für Klagen 
des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer richtet 
sich die Zuständigkeit der Gerichte nach dem Wohnort bzw. 
dem Aufenthaltsort, bei juristischen Personen nach dem Ort 
der Niederlassung. Gemäß § 215 Abs. 3 VVG kann eine 
abweichende Vereinbarung getroffen werden. 

Vertragssprache 
Für den Vertrag einschließlich Vorabinformationen und für 
die Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages 
kommt ausschließlich die deutsche Sprache zur Anwen-
dung. 

Mitgliedschaft beim Versicherer 
Sofern der Versicherer die Rechtsform Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit (VVaG) hat, wird der Versicherungs-
nehmer mit Abschluss des Vertrages Mitglied beim Versi-
cherer, sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde. 

 

Beschwerdeverfahren 
Der Versicherer ist Mitglied im Verein Versicherungsom-
budsmann 
e.V. An den Versicherungsombudsmann können Sie Be-
schwerden richten. Dieses Verfahren ist für Sie kostenfrei. 
Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632, 10006 Berlin 
Tel.: 01804-224424, Fax: 01804-224425 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

Beschwerden bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerden können Sie zudem an die Aufsichtsbehörde 
richten. 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn. 

Anzeige- und Mitteilungspflichten 
Beantworten Sie die Fragen in den Antrags- und den weite-
ren Vertrags- und Schadenformularen vollständig und 
richtig. 
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsver-
mittler machen möchten, sind unverzüglich gegenüber der 
CIF:PRO schriftlich nachzuholen. 
Der Versicherungsschutz ist gefährdet, wenn Sie unrichtige 
oder unvollständige Angaben machen. 
Die Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht sowie 
weiterer Obliegenheiten kann den Versicherer berechtigen 
vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder anzu-
passen, was unter Umständen zur Leistungsfreiheit des 
Versicherers führen kann. 
Beachten Sie dazu die Regelungen in den Allgemeinen und 
Besonderen Versicherungsbedingungen.  

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzge-
setz 
Ich willige ein, dass die ConceptIF Pro GmbH, die Concep-
tIF AG und die ConceptIF Pool GmbH (im folgenden „Con-
ceptIF“) im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus den 
Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträ-
ge, Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) erge-
ben, an den Versicherer als risikotragenden Versicherer 
und Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur 
Abwicklung der Rückversicherung sowie zur Beurteilung 
des Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer bzw. 
an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft e.V. zur Weitergabe dieser Daten an andere Versi-
cherer übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig 
vom Zustandekommen des Vertrages sowie für entspre-
chende Prüfungen bei anderen beantragten Versicherungs-
verträgen und bei künftigen Anträgen. Es besteht grund-
sätzlich Einverständnis, dass die Kommunikation auch über 
die bekannt gegebenen Email-Adressen in Textform erfolgt, 
soweit nicht für einzelne Vorgänge die Schriftform vorge-
schrieben oder vereinbart ist. Anhänge sind in den üblichen 
Formaten (z.B. Word, PDF, JPEG, Text) beizufügen. Eine 
Veränderung der mitgeteilten Email- oder Webadressen, 
wird unverzüglich bekannt gegeben, ebenso werden Stö-
rungen der Kommunikation jeweils mitgeteilt.  
Ich willige ferner ein, dass der Versicherer und ConceptIF 
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten 
in Datensammlungen führen und, sofern ein Vermittler 
beteiligt ist, an diesen weitergibt, soweit dies der ordnungs-
gemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegen-
heiten dient. Gesundheitsdaten dürfen nur an Personen- 
und Rückversicherer übermittelt werden. An Vermittler 
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dürfen Gesundheitsdaten nur weitergegeben werden, so-
weit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist. 
Ich willige jederzeit widerruflich ein, dass der Versicherer 
und ConceptIF bzw. deren Vermittler die allgemeinen An-
trags-, Vertrags- und Leistungsdaten für die Beratung und 
Betreuung nutzen dürfen. 

Einwilligungsklausel zur Bonitätsabfrage 
Ich willige ein, dass der Versicherer und ConceptIF zum 
Zwecke des Vertragsabschlusses und bei Bedarf im Verlauf 
der aktiven Geschäftsbeziehungen zu Zwecken der Ver-
tragsverwaltung und -abwicklung Informationen zu meinem 
Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen auf Basis 
mathematischer-statistischer Verfahren unter Verwendung 
von Anschriftendaten von verschiedenen Anbietern für 
Bonitätsauskünfte bezieht und nutzt.  
Ergänzend beziehen der Versicherer und ConceptIF Daten 
zum bisherigen Zahlungsverhalten über die mexxon GmbH, 
Kaiser-Friedrich-Promenade 77, 61348 Bad Homburg und 
übermitteln zu diesem Zweck Ihre persönlichen Daten.  
Die mexxon GmbH erhebt Daten zum bisherigen Zahlungs-
verhalten nicht selbst, sondern bezieht diese wiederum von 
Auskunfteien. So stellen zu diesem Zwecke die Bürgel 
Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG (Postfach 500 
166, 22701 Hamburg), die SCHUFA Holding AG (Kormo-
ranweg 5, 65201 Wiesbaden), die infoscore Consumer Data 
GmbH (Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden), die Creditre-
form Boniversum GmbH (Hellersbergstraße 11, 41460 
Neuss) die in ihrer Datenbank zu meiner Person gespei-
cherten Adress- und Bonitätsdaten der mexxon GmbH zur 
Verfügung, sofern der Versicherer und ConceptIF ihr be-

rechtigtes Interesse glaubhaft dargelegt haben. Zum Zweck 
der Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder 
Beendigung eines Vertragsverhältnisses erheben oder 
verwenden die Auskunfteien Wahrscheinlichkeitswerte, in 
deren Berechnung unter anderem Anschriftendaten einflie-
ßen, und stellen diese der mexxon GmbH zur Verwendung 
für den vorstehend dargestellten Zweck zur Verfügung. Die 
übermittelten Daten werden vom Versicherer und Concep-
tIF nur für den Zweck genutzt und verarbeitet, zu dessen 
Erfüllung sie übermittelt wurden. Eine Nutzung oder Verar-
beitung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzun-
gen des BDSG § 28 zulässig. Alle Daten unterliegen dem 
strengen Datenschutz. 
Die Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden. Außerdem besteht ein Auskunftsrecht 
beim Versicherer und ConceptIF zu den gespeicherten 
Daten, deren Herkunft, Empfänger und Zweck der Speiche-
rung. 
Diese Einwilligung gilt unabhängig vom Zustandekommen 
des Vertrages sowie für entsprechende Prüfungen bei 
anderweitig beantragten Versicherungsverträgen und bei 
künftigen Anträgen. 

Originalunterlagen:  
Der Versicherer und CIF:PRO archivieren die eingereichten 
Unterlagen elektronisch und können deshalb die Originalbe-
lege 12 Wochen nach Einsendung unter Beachtung der 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen vernichten. 
Zur Vorlage beim Finanzamt kann eine Bestätigung erteilt 
werden, die die Übereinstimmung des gespeicherten Do-
kumentes mit dem vorgelegten Original erklärt. 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpfl ichtversicherung 
(AHB CIF:PRO 2018) 

(Stand: Dezember 2017) 
 

 
Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 
3 Versichertes Risiko 
4 Vorsorgeversicherung 
5 Leistungen der Versicherung 
6 Begrenzung der Leistungen 
7 Ausschlüsse 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 

8 Beginn des Versicherungsschutzes 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster o der einmaliger Beitrag 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebe itrag 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermäc htigung 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13 Beitragsregulierung 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15 Beitragsangleichung 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung  

16 Dauer und Ende des Vertrages 
17 Wegfall des versicherten Risikos 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
19 Kündigung nach Versicherungsfall 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unterneh men 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 
22 Mehrfachversicherung 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherun gsnehmers 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal les 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfa lles 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

Weitere Bestimmungen 

27 Mitversicherte Personen 
28 Abtretungsverbot 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderun g 
30 Verjährung 
31 Zuständiges Gericht 
32 Maklervollmacht 
33 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
34 Wechsel des Versicherers 
35 Anzuwendendes Recht
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Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicher-

ten Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer 
wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), 
das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergeben-
den Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
halts von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen wird. 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf 
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Scha-
denereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;  

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können; 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der 
Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;  

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung; 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen.  

1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.  
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, 
soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-
schriften entgegenstehen.  

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen  
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Ver-
einbarung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers we-
gen  

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind;  

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden An-
wendung.  

3 Versichertes Risiko  
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-

pflicht  
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nach-

trägen angegebenen Risiken des Versicherungsneh-
mers,  

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 
Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten 
oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risi-

ken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen,  

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsor-
geversicherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind.  

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhö-
hungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versi-
cherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzun-
gen von Ziff. 21 kündigen.  

4 Vorsorgeversicherungen  
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 

neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertra-
ges sofort versichert.  
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auf-

forderung des Versicherers jedes neue Risiko inner-
halb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung 
kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt ei-
ne Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb ei-
ner Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige 
nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für 
das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf 
den Betrag von 1.000.000,- € für Personenschäden und 
300.000,- € für Sachschäden und – soweit vereinbart –
150.000,- € für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht 
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind. 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für 
Risiken 
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese 
Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Ver-
sicherungspflicht unterliegen; 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen; 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen; 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb 
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen 
zu versichern sind. 

5 Leistungen der Versicherung 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-

pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatz-
ansprüche und die Freistellung des Versicherungsneh-
mers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches 
zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versicherer 
hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, 
die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, 
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binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer fest-
gestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustel-
len. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-
lung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzan-
sprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Na-
men des Versicherungsnehmers abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung 
bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des 
Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenser-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fal-
lenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die 
Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsneh-
mer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so 
trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder 
die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des 
Verteidigers. 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zah-
lenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt. 

6 Begrenzung der Leistungen 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 

jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs-
pflichtige Personen erstreckt. 

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das zwei-
fache der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 
- auf derselben Ursache, 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 

sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
beruhen. 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Scha-
densersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas an-
deres vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen 
Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche verpflichtet. 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den nach 
Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-

rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Ver-
hältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages 
zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet. 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles. 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Ver-
sicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen betei-
ligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, wer-
den die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung 
an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleis-
tung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

7 Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von 
der Versicherung ausgeschlossen: 

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-
den vorsätzlich herbeigeführt haben. 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-
den dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von 
deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

7.4 Haftpflichtansprüche 
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 

benannten Personen gegen die Mitversicherten, 
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-

ben Versicherungsvertrages, 
(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versi-

cherungsvertrages. 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im 
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen ge-
hören; 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ver-
gleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeel-
tern und -kinder (Personen, die durch ein familienähn-
liches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie 
Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfä-
hige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Per-
son ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger 
Verein ist; 
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(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine 
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft 
oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern; 

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5: 
Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstre-
cken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der 
dort genannten Personen, die mit diesen in häuslicher Ge-
meinschaft leben. 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 

und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigen-
macht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen 
Verwahrungsvertrages sind. 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn 
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 

Tätigkeit des Versicherungsnehmer an diesen Sa-
chen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung 
und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit be-
troffen waren; 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Ver-
sicherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung 
seiner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als 
Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 
benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser 
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen 
waren; 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmer entstanden sind 
und sich diese Sachen oder - sofern es sich um un-
bewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittel-
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden ha-
ben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tä-
tigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen 
zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7: 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und 
Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bedienste-
ten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versicherungs-
nehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der Versicherungs-
schutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer als 
auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversi-
cherten Personen. 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-

rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Ar-
beiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Her-
stellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies 
gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem man-
gelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung 
der Sache oder Leistung führt. 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder 

die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen ha-
ben. 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

7.10  
(a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer we-

gen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
oder anderen auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungs-
gesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch 
dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem 
Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun-
gen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch 
solche Umweltschäden entstandenen Kosten in An-
spruch genommen wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche An-
sprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend ge-
macht werden könnten. 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versiche-
rung privater Haftpflichtrisiken. 

(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkung. 
Dieser Ausschluss gilt nicht 
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflich-

trisiken 
oder 
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsneh-

mer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse 
(auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leis-
tungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaft-
pflicht). 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für 
Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der 
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, De-
montage, Instandhaltung oder Wartung von 
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschäd-

liche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzu-
leiten (WHG-Anlagen); 

- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen); 

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz die-
nenden Bestimmungen einer Genehmigungs- 
oder Anzeigepflicht unterliegen; 

- Abwasseranlagen 
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche 
Anlagen bestimmt sind. 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzufüh-
ren sind. 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit ener-
giereichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen von radi-
oaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzufüh-
ren sind auf 
(1) gentechnische Arbeiten, 
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
(3) Erzeugnisse, die 
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- Bestandteile aus GVO enthalten, 
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entste-
hen durch 
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwäs-

ser handelt, 
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-

wässer. 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Aus-

tausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektroni-
scher Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus 
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung o-

der Veränderung von Daten, 
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Da-

ten, 
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-

tausch, 
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlich-
keits- oder Namensrechtsverletzungen. 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonsti-
gen Diskriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus 
der Übertragung einer Krankheit des Versicherungsneh-
mers resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die 
durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehören-
den, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstan-
den sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

Beginn des Versicherungsschutzes / Bei-
tragszahlung 

8 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag und 
Versicherungssteuer 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag recht-
zeitig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster ode r 
einmaliger Beitrag 
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig. 

 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrags. 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebe i-
trag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Bei-
tragszeitraums fällig. 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt. 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des 
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 
mit dem Fristablauf verbunden sind. 

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab die-
sem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, 
wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen wurde. 

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versi-
cherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsauf-
forderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Ziff. 10.3. bleibt unberührt. 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermäc hti-
gung 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Ver-
sicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn 
sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil 
der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung wi-
derrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus an-
deren Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht ein-
gezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung 
des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Ver-
zug ist. 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 

13 Beitragsregulierung 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-

teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risi-
kos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf 
der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind inner-
halb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu ma-
chen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers 
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kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstra-
fe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunter-
schiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der 
Angaben kein Verschulden trifft. 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag 
ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsre-
gulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst 
ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Ver-
sicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf 
dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend 
Ziff. 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetrete-
nen Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags 
werden berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Hö-
he des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur 
zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei 
Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Bei-
trages erfolgten. 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-
dung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für 
mehrere Jahre. 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versi-
cherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. 

15 Beitragsangleichung 
15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-

gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder 
Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Bei-
tragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen un-
abhängig von der Art der Beitragsberechnung der Bei-
tragsangleichung. 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wir-
kung für die Beiträge der ab dem 1. Juli beginnenden 
Versicherungsjahre, um welchen Prozentsatz sich im ver-
gangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflicht-
versicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem 
vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den 
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrige-
re, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzah-
lungen gelten dabei auch die speziell durch den einzel-
nen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermitt-
lung von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen. 
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjah-
res ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Scha-
denzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen 
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 
im Falle einer Verminderung verpflichtet, die Folgebeiträ-
ge um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu 
verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folge-
beitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitrags-
rechnung bekannt gegeben. 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des 
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um 

einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den 
der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 er-
mittelt hat, so darf der Versicherer die Folgebeiträge nur 
um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durch-
schnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unterneh-
menseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; 
diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die 
sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 
Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Verän-
derung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksich-
tigen. 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

16 Dauer und Ende des Vertrages 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-

bene Zeit abgeschlossen. 
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 

verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung 
zugegangen ist. 

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des 
dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündi-
gen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zuge-
gangen sein. 

17 Wegfall des versicherten Risikos 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft weg-
fallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risi-
ken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte 
erheben können, wenn die Versicherung dieser Risiken 
nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem 
er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versi-
cherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, 
in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mit-
teilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mittei-
lung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen 
Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung 
zugehen. 
Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 

19 Kündigung nach Versicherungsfall 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 

wenn 
- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleis-

tet wurde oder 
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen un-

ter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Schadensersatzzah-
lung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 
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19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätes-
tens jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res, wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unter-
nehmen 

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-
rung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungsver-
hältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit ei-

ner Frist von einem Monat, 
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit so-

fortiger Wirkung oder zu jedem späterem Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versi-
cherungsjahres in Schriftform gekündigt werden. 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 

dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Über-
gang auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis 
zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an be-
stehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 
Kenntnis erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer 
laufenden Versicherungsperiode und wird das Versiche-
rungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Ver-
sicherungsnehmer und der Dritte für den Versicherungs-
beitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den 
Dritten unverzüglich anzuzeigen. Bei einer schuldhaften 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige 
dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versi-
cherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit 
dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der 
Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungs-
recht keinen Gebrauch gemacht hat. 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzei-
gepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräuße-
rung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die An-
zeige hätte zugehen müssen. 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 
oder Erlass von Rechtsvorschriften 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften 
ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhält-
nis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kün-
digen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht in-

nerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung 
Kenntnis erlangt hat. 

22 Mehrfachversicherung 
22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 

mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 

ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertra-
ges verlangen. 

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung 
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt 
wird, dem Versicherer zugeht. 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherun gs-
nehmers 

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben üb er 
gefahrerhebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versi-
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, 
den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt 
abzuschließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheb-
lichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

23.2 Rücktritt 
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-

fahrerheblichen Umständen berechtigen den Versi-
cherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein 
Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Anga-
ben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht 
hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
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kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Schriftform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlan-
gen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10% oder schließt der Versicherer die Gefahr-
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
fristlos kündigen. 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 23.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das 
von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände 
zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für die-
se die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte. 

23.4 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der 
Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages 
zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal les 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit 
die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Scha-
den geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahr-
drohend. 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfa lles 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine 

Schadensersatzansprüche erhoben worden sind, dem 
Versicherer innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das Glei-

che gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haft-
pflichtansprüche geltend gemacht werden. 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit 
es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Scha-
denberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermitt-
lung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die 
nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des 
Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür 
angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren 
eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gericht-
lich der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich anzu-
zeigen. 

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung 
des Versicherers bedarf es nicht. 

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 
des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Ver-
sicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers 
einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss 
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur 
Verfügung stellen. 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 

diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsver-
letzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündi-
gungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt. 
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Weitere Bestimmungen 

27 Mitversicherte Person 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtan-

sprüche gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen 
auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) 
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person ei-
nes Mitversicherten entsteht. 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-
trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. 
Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Ob-
liegenheiten verantwortlich. 

28 Abtretungsverbot 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderun g 
29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-

rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerich-
tet werden. 

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsneh-
mers. 

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für 
seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-
mungen der Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung. 

30 Verjährung 
30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 

in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches. 

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller 
in Textform zugeht. 

31 Zuständiges Gericht 
31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 

Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Ver-
sicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 

Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohn-
sitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsge-
sellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsge-
sellschaft ist. 

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Ver-
sicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.  

32 Maklervollmacht 
Der den Beantragungsprozess und den Versicherungs-
vertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen 
und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers ent-
gegenzunehmen und weiterzuleiten. 
Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unver-
züglich an den Versicherer weiterzuleiten. 

33 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
33.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen, die den Abschluss bzw. den Widerruf ei-
nes Versicherungsvertrages, ein bestehendes Versiche-
rungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung sowie 
Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 
Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses 
betreffen. 

33.2 Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, dem 
Versicherungsnehmer ausgefertigte Versicherungsschei-
ne oder deren Nachträge zu übermitteln. 

34 Wechsel des Versicherers 
Der Assekuradeur ist berechtigt, jederzeit, ohne Zustim-
mung des Versicherungsnehmers zur nächsten Hauptfäl-
ligkeit des Versicherungsvertrages, den Versicherer zu 
wechseln. Dies ist jedoch nur bei gleich bleibendem Ver-
sicherungsschutz und bei gleich bleibender Prämie/ 
gleich bleibendem Prämiensatz möglich. 
Der Wechsel des Risikoträgers begründet kein Recht auf 
außerordentliche Kündigung und ist dem Versicherungs-
nehmer spätestens innerhalb von 4 Wochen nach erfolg-
tem Wechsel mitzuteilen. 

35 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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Besondere Bedingungen für die Tierhalterhaftpflicht versicherung 
 (BB THV CIF:PRO best advice plus 2018) 

(Stand: 01.12.2017) 
 
Soweit nicht im Versicherungsvertrag etwas anderes vereinbart wurde, gilt Folgendes: 
 

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert ist im Rahmen der Allgemeine Bedingungen 
für die Haftpflichtversicherung (AHB CIF:PRO 2018) und 
der nachstehenden Besondere Bedingungen die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Halter des 
im Versicherungsschein bezeichneten Tieres.  

 Dem Versicherer sind insbesondere Art oder Rasse, 
Alter, Name und, sofern vorhanden, die Chipnummer als 
Identifikationsmerkmale anzugeben.  

1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
(1) der Familienangehörigen des Versicherungsnehmers, 
(2) aller sonstigen mit dem Versicherungsnehmer in 

häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen, 
(3) des nicht gewerbsmäßig tätigen Tierhüters und/oder 

Fremdreiters in dieser Eigenschaft, 
(4) der nicht gewerbsmäßigen Reitbeteiligung. 
Gegenseitige Haftpflichtansprüche der versicherten Per-
sonen untereinander sind entsprechend Ziff. 7.4 und 7.5 
AHB CIF:PRO 2018 ausgeschlossen. 
Mitversichert sind jedoch gesetzliche Regressansprüche 
von Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, priva-
ten Krankenversicherern und privaten und öffentlichen 
Arbeitgebern sowie gesetzliche Haftpflichtansprüche von 
mitversicherten Personen nach 1.2. gegen alle sonstigen 
versicherten Personen, sofern es sich um Personenschä-
den handelt. 

2. Auslandsschäden 

Abweichend von Ziff. 7.9 AHB CIF:PRO 2018 ist die ge-
setzliche Haftpflicht aus zeitlich unbegrenzten Auslands-
aufenthalten in Europa* und sonstigen vorübergehenden 
Auslandsaufenthalten bis zu fünf Jahren mitversichert. 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als er-
füllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäi-
schen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewie-
sen ist.  

3. Vorsorgeversicherung 

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB CIF:PRO 2018 gelten die 
vereinbarten Deckungssummen auch für die Vorsorge-
versicherung. 

4. Für die Versicherung von Hunden gilt: 

4.1 Soweit landes- oder bundesrechtliche Vorschriften be-
sondere Regelungen für bestimmte Hunderassen vorse-
hen (z. B. Kampfhundeverordnung) kann Versicherungs-
schutz nur aufgrund besonderer Vereinbarung und mit 
besonderen Auflagen gewährt werden. Die vorsätzliche 
Nichteinhaltung der gesetzlichen oder vereinbarten Aufla-
gen führt zur Leistungsfreiheit des Versicherers, es sei 

denn, sie hatte keine Auswirkungen auf den Eintritt des 
Schadenfalles. 
Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (2) und (3) AHB CIF:PRO 
2018 (Erhöhung oder Erweiterung) finden auf diese ge-
nannten Risiken keine Anwendung. 

4.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter von 
Welpen im Jahr der Geburt bis zur nächsten Hauptfällig-
keit des Vertrages, wenn das Muttertier über diesen Ver-
trag versichert ist. Mindestens gilt eine entsprechende 
Mitversicherung für einen Zeitraum von 6 Monaten. Die 
Versicherung über diese Zeit hinaus stellt eine Erweite-
rung im Sinne von Ziff. 3.1 (2) AHB CIF:PRO 2018 dar 
und muss zur Beitragsregulierung gem. Ziff. 13 AHB 
CIF:PRO 2018 angemeldet werden. 

4.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den aus gewolltem oder ungewolltem Deckakt. 

4.4 Einschluss von Mietsachschäden 

Eingeschlossen ist, abweichend von Ziff. 7.6 AHB 
CIF:PRO 2018 – die gesetzliche Haftpflicht 
(1) aus der Beschädigung von Wohnräumen und sonsti-

gen zu privaten Zwecken genutzten Räumen in Ge-
bäuden und sich alle daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. 
Mitversichert sind Schäden durch tierische Ausschei-
dungen. 
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden je Versicherungs-
fall und Jahr 1.000.000,- €. 

(2) für Sachschäden an mobilen Einrichtungsgegenstän-
den / Inventar in Hotels, gemieteten Ferienwohnun-
gen/ -häusern. 
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden je Versicherungs-
fall und Jahr 30.000,- €. Der Versicherungsnehmer 
hat von derartigen Schäden jeweils 100,- € selbst zu 
tragen**. 

(3) aus der Beschädigung von zu privaten Zwecken ge-
mieteten oder geliehenen Hundetransportanhängern. 
Die Versicherungssumme je Schaden beträgt 
50.000,- €, höchstens jedoch das Doppelte für alle 
Schäden innerhalb eines Versicherungsjahres. Der 
Versicherungsnehmer hat von derartigen Schäden 
jeweils 250,- € selbst zu tragen**. 

(4) aus der Beschädigung, der Vernichtung oder dem 
Verlust von fremden Sachen, auch wenn diese zu pri-
vaten Zwecken gemietet, gepachtet, geliehen wurden 
oder Gegenstand eines besonderen Verwahrungsver-
trages sind. Dies gilt auch für die Beschädigung von 
gemieteten beweglichen Sachen in Hotelzimmern, 
Ferienwohnungen, Ferienhäusern, Pensionen und 
Schiffskabinen. 
Die Höchstersatzleistung beträgt je Versicherungsfall 
und Jahr 5.000,- €. Der Versicherungsnehmer hat von 
derartigen Schäden jeweils 150,- € selbst zu tragen**. 
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(5) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
(a) Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-

spruchung, 
(b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel-, und 

Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- 
und Gasgeräten und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, 

(c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungs-
nehmer hiergegen besonders versichern kann. 

4.5 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche infolge privater 
Teilnahme an Hunde- und Hundeschlittenrennen, Veran-
staltungen wie Schauvorführungen und Turnieren sowie 
den Vorbereitungen hierzu (Trainingsläufe). Weiterhin gilt 
die Teilnahme am Unterricht einer Hundeschule und/oder 
eines Hundevereins mitversichert 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der 
durch die Teilnahme erwirtschaftete Vermögenszuwachs 
(Geld- und Sachpreise) maximal 6.000,- € im Kalender-
jahr beträgt. 

4.6 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche infolge privaten 
Gebrauchs eigener oder fremder Hundefuhrwerke (z.B. 
Kutschen oder Schlitten). 

4.7 Nutzung als Blindenhund, Rettungshund 

Die Nutzung des Tieres als Blindenhund gilt mitversichert, 
sofern eine mitversicherte Person dieses Tier nutzt. 
Ebenso gilt mitversichert die Nutzung des Tieres als The-
rapie-, Such- und Rettungshund (nicht gewerblich), sofern 
eine mitversicherte Person dieses Tier nutzt. 

5.  Für die Versicherung von Pferden gilt: 

5.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter von 
Fohlen im Jahr der Geburt bis zur nächsten Hauptfällig-
keit des Vertrages, wenn das Muttertier über diesen Ver-
trag versichert ist. Mindestens gilt eine entsprechende 
Mitversicherung für einen Zeitraum von 12 Monaten. Die 
Versicherung über diese Zeit hinaus ist besonders zu 
vereinbaren. 

5.2 Einschluss von Mietsachschäden 
 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB 

CIF:PRO 2018 – die gesetzliche Haftpflicht 
(1) aus der Beschädigung von 

- Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken 
genutzten Räumen in Gebäuden und sich alle dar-
aus ergebenden Vermögensschäden. 

- zu privaten Zwecken (teil-) gemieteten Immobilien 
(z.B. Stallungen, Reithallen, Weiden oder Pad-
docks) 

Mitversichert sind Schäden durch tierische Ausschei-
dungen. 
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden je Versicherungs-
fall und Jahr 1.000.000,- €. 

(2) aus der Beschädigung von zu privaten Zwecken ge-
mieteten oder geliehenen Pferdetransportanhängern. 
Die Versicherungssumme je Schaden beträgt 
50.000,- €, höchstens jedoch das Doppelte für alle 
Schäden innerhalb eines Versicherungsjahres. Der 
Versicherungsnehmer hat von derartigen Schäden 
jeweils 250,- € selbst zu tragen**. 

(3) aus der Beschädigung von zu privaten Zwecken ge-
mietetem, gepachtetem oder geliehenem bewegli-
chem Reitzubehör (z.B. Sattel, Helm, Gerte, Trense). 

Die Versicherungssumme je Schaden beträgt 5.000,- 
€, höchstens jedoch das Doppelte für alle Schäden 
eines Versicherungsjahres. Der Versicherungsneh-
mer hat von derartigen Schäden jeweils 250,- € selbst 
zu tragen**. 

(4) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
(a) Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-

spruchung, 
(b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel-, und 

Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- 
und Gasgeräten und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, 

(c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungs-
nehmer hiergegen besonders versichern kann, 

5.3 Mitversichert sind Flurschäden. 

5.4 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den aus gewolltem oder ungewolltem Deckakt. 

5.5 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche infolge privater 
Teilnahme an Veranstaltungen wie Schauvorführungen, 
Turnieren und Distanzritten sowie den Vorbereitungen 
hierzu (Training). 

5.6 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus der 
Verwendung der Reittiere als Zugtiere  eigener oder 
fremder Pferdefuhrwerke (z.B. Kutschen oder Schlitten) 
einschließlich der gelegentlichen, unentgeltlichen Beför-
derung von Gästen. Wird das Gespann durch fremde 
Pferde ergänzt, ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
des Tierhalters des fremden Pferdes mitversichert. Er-
langt der fremde Tierhalter Versicherungsschutz aus ei-
nem anderen Haftpflichtversicherungsvertrag, so entfällt 
insoweit der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
Zeigt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall zur 
Regulierung zu diesem Vertrag an, so erfolgt eine Vorleis-
tung im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen 

5.7 Mitversichert ist die persönliche und gesetzliche Haft-
pflicht der Reitbeteiligten. Reitbeteiligungen sind auf eine 
gewisse Dauer angelegte Rechtsverhältnisse über die re-
gelmäßige Benutzung des versicherten Pferdes gegen 
Beteiligung an den Unterhaltskosten. Die mitzuversi-
chernden Reitbeteiligungen müssen in dem Versiche-
rungsschein nicht namentlich benannt sein. Außerdem gilt 
die gesetzliche Haftpflicht aus dem unentgeltlichen Ver-
leih an fremde Reitnutzer (Fremdreiterrisiko) als mitversi-
chert. Ausgeschlossen bleibt jedoch die Mitversicherung 
wegen Schäden aus dem zur Verfügung stellen von Reit-
tieren zu Vereinszwecken oder für Veranstaltungen sowie 
aus der Vermietung oder dem gewerbsmäßigen Verleih 
von Reittieren. 
Abweichend von Ziff. 7.4 AHB CIF:PRO 2018 sind Haft-
pflichtansprüche der Reitbeteiligten und der Reittiernutzer 
gegen den Versicherungsnehmer eingeschlossen. Die 
Ausschlüsse gemäß Ziff. 7.5 AHB CIF:PRO 2018 bleiben 
bestehen. 

5.8 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der gele-
gentlichen unentgeltlichen, privaten Tätigkeit als Reitleh-
rer. Eine solche liegt vor, wenn dadurch ein jährliches 
Einkommen von über 6.000,- € nicht überschritten wird. 

5.9 Versicherungsschutz besteht ausdrücklich auch beim 
Reiten mit ungewöhnlichem Sattel (z.B. Damensattel) o-
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der Zaumzeug (z.B. Reithalfter) sowie beim Reiten ohne 
Sattel oder Zaumzeug (z.B. mit Halsring). 

6. Forderungsausfalldeckung 

(1) Gegenstand der Forderungsausfalldeckung  
Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder eine gemäß Ziff. 1.2 mit-
versicherte Person während der Wirksamkeit der 
Versicherung von einem Dritten geschädigt wird und 
die daraus entstandene Schadenersatzforderung ge-
gen den Schädiger nicht durchgesetzt werden kann. 
Inhalt und Umfang der versicherten Schadenersatz-
ansprüche richten sich nach dem Deckungsumfang 
der Tierhalter-Haftpflichtversicherung dieses Vertra-
ges. 
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für 
Schadenersatzansprüche, denen ein vorsätzliches 
Handeln des Schädigers zugrunde liegt und für 
Schadenersatzansprüche, die aus der Eigenschaft 
des Schädigers als Tierhalter oder –hüter, entstanden 
sind.  
Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe des ti-
tulierten Schadenersatzbetrages im Rahmen der in 
der Tierhalter-Haftpflichtversicherung vereinbarten 
Versicherungssumme. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt. Von jeder Ent-
schädigung wird zusätzlich ein Selbstbehalt von 500,- 
€ abgezogen**. 
Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, 
in dem der schadenersatzpflichtige Dritte Versiche-
rungsschutz im Rahmen und Umfang der Hundehal-
ter-Haftpflichtversicherung des Versicherungsneh-
mers hätte. Daher finden im Rahmen der Forde-
rungsausfalldeckung für die Person des Schädigers 
auch die Risikobeschreibungen und Ausschlüsse 
Anwendung, die für den Versicherungsnehmer gelten. 
So besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, 
wenn der Schädiger den Schaden im Rahmen seiner 
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit verursacht 
hat oder wenn der Schädiger den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(2) Erfolglose Vollstreckung 
Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass die 
versicherte Person einen rechtskräftigen vollstreckba-
ren Titel gegen den Schädiger im streitigen Verfahren 
vor einem Gericht eines Mitgliedstaates der EU, Nor-
wegens, der Schweiz oder ein notarielles Schuldan-
erkenntnis des Schädigers vor einem Notar eines 
dieser Staaten erwirkt hat und eine Zwangsvollstre-
ckung aus diesem Titel gegen den Schädiger erfolg-
los geblieben ist oder voraussichtlich erfolglos bleiben 
wird. 
Vollstreckungsversuche gelten als erfolglos, wenn die 
versicherte Person nachweist, dass 
– entweder eine Zwangsvollstreckung (Sach-, Immo-

biliar- oder Forderungspfändung) nicht oder nicht 
zur vollen Befriedigung geführt hat; 

– oder eine selbst teilweise Befriedigung aussichtslos 
erscheint, z. B. weil der Schädiger in den letzten 
drei Jahren die eidesstattliche Versicherung abge-
geben hat. 

(3) Entschädigung 

Die Entschädigung wird nur geleistet gegen Aushän-
digung des Originaltitels, der Original-
Vollstreckungsunterlagen und sonstiger Unterlagen, 
aus denen sich ergibt, dass ein Versicherungsfall im 
Sinne dieser Bedingungen vorliegt. 
Die versicherten Personen sind verpflichtet, ihre An-
sprüche entsprechend § 86 Versicherungsvertrags-
gesetz an den Versicherer abzutreten. 

(4) Subsidiarität 
Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit 
für den Schaden eine Leistung aus einer für die versi-
cherten Personen bestehenden Schadenversicherung 
beansprucht werden kann oder ein Träger der Sozial-
versicherung oder Sozialhilfe leistungspflichtig ist. 
Zeigt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
zur Regulierung zu diesem Vertrage an, so erfolgt ei-
ne Vorleistung im Rahmen der getroffenen Vereinba-
rungen. 

7. Tierhalterhaftpflicht-Schadenersatzrechtsschutz als 
Ergänzung zur Ausfalldeckung 

(1) Dieser Rechtsschutz gilt für die Durchsetzung von 
Schadenersatzansprüchen.  
Versicherte Personen sind dieselben Personen, die 
auch versicherte Personen der Tierhalter-
Haftpflichtversicherung sind. 

(2) a) Versichert ist die Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen gegen Dritte, soweit es sich 
bei dem Dritten um eine Privatperson handelt und 
soweit die sich aus dem Vorwurf gegen den Drit-
ten ergebenden Ansprüche nach Maßgabe der 
diesem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen 
Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) sowie der Besondere Bedingungen und 
Risikobeschreibungen zur Tierhalter-
Haftpflichtversicherung versichert wären. 

b) Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der 
Schadenverursacher oder mutmaßliche Scha-
denverursacher, der nicht selbst eine versicherte 
Person dieser Tierhalter-Haftpflichtversicherung 
ist. 

c) Gegenstand der Rechtsschutzversicherung ist die 
Feststellung der Schadenverursachung durch den 
Dritten, die Feststellung der Schadenhöhe, die 
Erzielung eines rechtskräftig vollstreckbaren Ur-
teils und die Vollstreckung des Urteils oder er-
satzweise der Nachweis der Erfolglosigkeit der 
Zwangsvollstreckung durch das schriftliche Voll-
streckungsprotokoll eines Gerichtsvollziehers. 
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt 
eines Rechtsschutzfalles für die Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen ab dem Zeitpunkt, 
in dem das dem Schadenersatzanspruch zugrun-
de liegende Schadenereignis eingetreten ist. 

(3) a) Soweit nicht ein anderer Rechtsschutzversicherer 
für die versicherte Person für den gleichen 
Rechtsschutzfall zur Kostenübernahme verpflich-
tet ist, trägt der Versicherer 
- bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die 

Vergütung für den Versicherungsnehmer täti-
gen Rechtsanwalts bis zur Höhe der gesetzli-
chen Vergütung eines am Ort des zuständigen 
Gerichts ansässigen Rechtsanwalts. Wohnt der 
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Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie 
vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt 
eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Interes-
sen, trägt der Versicherer weitere Kosten für ei-
nen im Landgerichtsbezirk des Versicherungs-
nehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Hö-
he der gesetzlichen Vergütung eines Rechts-
anwalts, der lediglich den Verkehr mit dem Pro-
zessbevollmächtigten führt; 

- bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland 
die Vergütung eines für den Versicherungs-
nehmer tätigen, am Ort des zuständigen Ge-
richts ansässigen ausländischen oder eines im 
Inland zugelassenen Rechtsanwalts.  
Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Ver-
gütung bis zur Höhe der gesetzlichen Vergü-
tung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, 
an dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, 
zuständig wäre.  
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 
km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt 
und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für den 
Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versiche-
rer weitere Kosten für einen im Landgerichtsbe-
zirk des Versicherungsnehmers ansässigen 
Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung eines Rechtsanwalts, der lediglich 
den Verkehr mit dem ausländischen Rechtsan-
walt führt; 

- die Gerichtskosten einschließlich der Entschä-
digung für Zeugen und Sachverständige, die 
vom Gericht herangezogen werden, sowie die 
Kosten des Gerichtsvollziehers; 

- die Gebühren eines Schieds- oder Schlich-
tungsverfahrens bis zur Höhe der Gebühren, 
die im Fall der Anrufung eines zuständigen 
staatlichen Gerichts erster Instanz entstehen; 

- die Kosten für die Übersetzung der für die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des 
Versicherungsnehmers im Ausland notwendi-
gen schriftlichen Unterlagen aus der deutschen 
Sprache in die ausländische Gerichtssprache; 

- die Kosten für einen Dolmetscher für die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen des Versi-
cherungsnehmers im Ausland, wenn das Er-
scheinen des Versicherten angeordnet ist; 

- die Reisekosten zu einem ausländischen Ge-
richt, wenn das Erscheinen des Versicherten 
angeordnet ist. Die Kosten werden bis zur Höhe 
der für Geschäftsreisen von deutschen Rechts-
anwälten geltenden Sätze übernommen, max. 
2.500 EUR; 
die dem Gegner durch die Wahrnehmung recht-
licher Interessen entstandenen Kosten, soweit 
der Versicherungsnehmer zu deren Erstattung 
verpflichtet ist. 

b) - Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme 
der vom Versicherer zu tragenden Kosten ver-
langen, sobald er nachweist, dass er zu deren 
Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung 
bereits erfüllt hat. 

- Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung 
aufgewandte Kosten werden diesem in Euro 
zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem 

diese Kosten vom Versicherungsnehmer ge-
zahlt wurden. 

c) Es gilt eine Versicherungssumme in unbegrenzter 
Höhe je Rechtsschutzfall unter Berücksichtigung 
der Gebührenordnungen und Kostengesetze als 
vereinbart. Zahlungen für den Versicherungs-
nehmer und mitversicherte Personen aufgrund 
desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei zu-
sammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen 
aufgrund mehrerer Versicherungsfälle, die zeitlich 
und ursächlich zusammenhängen. 

d) Rechtsschutz besteht für die Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen in den Mitglieds-
staaten der Europäischen Union, in Norwegen 
und in der Schweiz. 

(4) a)  Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
des Versicherungsnehmers nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalles erforderlich, hat er 
- dem Versicherer den Rechtsschutzfall unver-

züglich - ggf. auch mündlich oder telefonisch - 
anzuzeigen; 

- den Versicherer vollständig und wahrheitsge-
mäß über sämtliche Umstände des Rechts-
schutzfalles zu unterrichten sowie Beweismittel 
anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur 
Verfügung zu stellen; 

- soweit seine Interessen nicht unbillig beein-
trächtigt werden, 
- kostenauslösende Maßnahmen mit dem Ver-

sicherer abzustimmen, insbesondere vor der 
Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor 
der Einlegung von Rechtsmitteln die Zustim-
mung des Versicherers einzuholen; 

- für die Minderung des Schadens im Sinne 
des § 82 VVG zu sorgen. Dies bedeutet, dass 
die Rechtsverfolgungskosten so gering wie 
möglich gehalten werden sollen. Von mehre-
ren möglichen Vorgehensweisen hat der Ver-
sicherungsnehmer die kostengünstigste zu 
wählen, indem er z. B. (Aufzählung nicht ab-
schließend): 
- nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn 

das Ziel kostengünstiger mit einem Prozess 
erreicht werden kann (z. B. Bündelung von 
Ansprüchen oder Inanspruchnahme von 
Gesamtschuldnern als Streitgenossen, Er-
weiterung einer Klage statt gesonderter 
Klageerhebung), 

- auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, 
die in der aktuellen Situation nicht oder 
noch nicht notwendig sind, 

- vor Klageerhebung die Rechtskraft eines 
anderen gerichtlichen Verfahrens abwartet, 
das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung 
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben 
kann, 

- vorab nur einen angemessenen Teil der 
Ansprüche einklagt und die etwa nötige ge-
richtliche Geltendmachung der restlichen 
Ansprüche bis zur Rechtskraft der Ent-
scheidung über die Teilansprüche zurück-
stellt, 
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- in allen Angelegenheiten, in denen nur eine 
kurze Frist zur Erhebung von Klagen oder 
zur Einlegung von Rechtsbehelfen zur Ver-
fügung steht, dem Rechtsanwalt einen un-
bedingten Prozessauftrag zu erteilen, der 
auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit um-
fasst. 

Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung 
des Schadens Weisungen des Versicherers 
einzuholen und zu befolgen. Er hat den 
Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu 
beauftragen. 

b) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den 
Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungs-
schutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer 
Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtli-
chen Interessen, bevor der Versicherer den Um-
fang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen 
durch solche Maßnahmen Kosten, trägt der Ver-
sicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechts-
schutzbestätigung vor Einleitung dieser Maß-
nahmen zu tragen hätte. 

c) Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftra-
genden Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechts-
anwälte auswählen, deren Vergütung der Versi-
cherer nach III. Abs. 1 a) und b) trägt. Der Versi-
cherer wählt den Rechtsanwalt aus, 
- wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 
- wenn der Versicherungsnehmer keinen 

Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer die 
alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes 
notwendig erscheint. 

d) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsan-
walt nicht bereits selbst beauftragt hat, wird die-
ser von dem Versicherer im Namen des Versiche-
rungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit des 
Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht verant-
wortlich.  

e) Der Versicherungsnehmer hat 
- den mit der Wahrnehmung seiner Interessen 

beauftragten Rechtsanwalt vollständig und 
wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die Be-
weismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte 
zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zu 
beschaffen; 

- dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über 
den Stand der Angelegenheit zu geben. 

f) Wird eine der in den Abs. 1 oder 5 genannten Ob-
liegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert der Ver-
sicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall 
des Versicherungsschutzes hat bei der Verlet-
zung einer nach Eintritt des Rechtsschutzfalles 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat.  
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er 
die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 

bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der 
Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

g) Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Er-
füllung seiner Obliegenheiten die Kenntnis und 
das Verhalten des von ihm beauftragten Rechts-
anwaltes zurechnen lassen, sofern dieser die 
Abwicklung des Rechtsschutzfalles gegenüber 
dem Versicherer übernimmt. 

h) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können 
nur mit schriftlichem Einverständnis des Versiche-
rers abgetreten werden. 

i) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen 
andere auf Erstattung von Kosten, die der Versi-
cherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung 
auf den Versicherer über. Die für die Geltendma-
chung der Ansprüche notwendigen Unterlagen 
hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
auszuhändigen und bei deren Maßnahmen gegen 
die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem 
Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten 
sind an den Versicherer zurückzuzahlen. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Oblie-
genheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leis-
tung insoweit nicht verpflichtet, als der Versiche-
rer infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten 
erlangen kann.  
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvor-
liegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versi-
cherungsnehmer. 

(5) a) Soweit die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen bezüglich der Rechtslage keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet, kann der Versicherer 
den Rechtsschutz ganz oder teilweise ablehnen. 

b) Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer un-
ter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen, 
sobald der Sachverhalt genügend geklärt ist. 
Stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung 
der Rechtsschutzversicherung nicht zu, kann der 
Versicherungsnehmer den für ihn tätigen oder 
noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten 
der Rechtsschutzversicherung veranlassen, die-
ser gegenüber eine begründete Stellungnahme 
darüber abzugeben, dass die Wahrnehmung sei-
ner rechtlichen Interessen hinreichende Aussicht 
auf Erfolg bietet, nicht mutwillig erscheint und 
nicht in grobem Missverständnis zu dem ange-
strebten Erfolg steht. Die Entscheidung des 
Rechtsanwalts ist für beide Teile bindend, es sei 
denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- 
oder Rechtslage erheblich abweicht. 

c) Die Rechtsschutzversicherung kann dem Versi-
cherungsnehmer eine Frist von mindestens ei-
nem Monat setzen, binnen derer der Versiche-
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rungsnehmer den Rechtsanwalt vollständig und 
wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrich-
ten und die Beweismittel anzugeben hat, damit 
dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 2 abge-
ben kann. Kommt der Versicherungsnehmer die-
ser Verpflichtung nicht innerhalb der gesetzten 
Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. Die 
Rechtsschutzversicherung ist verpflichtet, den 
Versicherungsnehmer ausdrücklich auf die mit 
dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzu-
weisen 

8. Sachschäden durch allmähliche Einwirkung 

Eingeschlossen in die Versicherung sind Haftpflichtan-
sprüche wegen Sachschäden, die entstanden sind durch 
allmähliche Einwirkung von Temperaturen, von Gasen, 
Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen 
(Rauch, Ruß, Staub und dergleichen). 

9. Anpassung der Prämie 

Abweichend von Ziff. 15 AHB CIF:PRO 2018 gelten für 
die Prämienanpassung folgende Bestimmungen: 

9.1 Grundsatz  

Die Prämien werden unter Berücksichtigung von Scha-
denaufwand, Kosten (insbesondere Schadenregulie-
rungskosten, Rückversicherungsprämien, Verwaltungs-
kosten, Feuerschutzsteuer, Provisionen) und Gewinnan-
satz kalkuliert 

9.2 Prämienanpassungsklausel 

(1) Der Versicherer ist berechtigt, die Kalkulation für be-
stehende Verträge jährlich zu überprüfen. Dabei ist 
außer der bisherigen Schadenentwicklung einer aus-
reichend großen Zahl von Risiken, die die gleichen 
Tarifmerkmale aufweisen, auch die voraussichtliche 
künftige Schaden- und Kostenentwicklung des Versi-
cherers zu berücksichtigen. Dabei sind die anerkann-
ten Grundsätze der Versicherungsmathematik anzu-
wenden. Die sich aufgrund der Neukalkulation erge-
benden Prämienanpassungen gelten ab Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres für bestehende Ver-
träge. 

(2) Die Prämien dürfen nach der Anpassung nicht höher 
sein, als die Prämien für neu abzuschließende Ver-
träge, sofern diese Tarife die gleichen Tarifmerkmale 
sowie den gleichen Deckungsumfang aufweisen. 

(3) Die Prämienanpassungen, die sich aus der Neukalku-
lation ergeben, werden dem Versicherungsnehmer 
spätestens einen Monat vor Inkrafttreten mitgeteilt. 

(4) Der Versicherungsnehmer hat im Falle einer sich hie-
raus ergebenen Prämienerhöhung das Recht den 
Versicherungsvertrag mit sofortiger Wirkung, frühes-
tens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Erhöhung zu kündigen. Die Kündigung muss inner-
halb eines Monats nach Eingang der Mitteilung über 
die Prämienerhöhung erfolgen. 

10. Versehensklausel 

In Erweiterung von Ziff. 26 AHB CIF:PRO 2018 bleibt der 
Versicherungsschutz bei versehentlicher Obliegenheits-
verletzung in vollem Umfang bestehen, wenn die Erfül-

lung der Obliegenheit bei Erkennen unverzüglich nachge-
holt wurde. 

11. Gewässerschäden (Restrisiko) 
 
Mitversichert sind Gewässerschäden - außer Anlagenrisi-
ko sowie Abwässeranlagen- und Einwirkungsrisiko - (Ver-
sicherung des sog. Gewässerschaden- Restrisikos) wie 
nachfolgend beschrieben: 

11.1 Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermö-
gensschäden wie Sachschäden behandelt werden, die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen 
der physikalischen, chemischen oder biologischen Be-
schaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerschäden) mit Ausnahme der Haft-
pflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewäs-
serschädlichen Stoffen (z.B. Heizöltanks) und aus der 
Verwendung dieser gelagerten Stoffe. (Versicherungs-
schutz hierfür wird ausschließlich durch besonderen Ver-
trag gewährt.). 
Abweichend vom vorherigen Absatz besteht Versiche-
rungsschutz für die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von 
Behältern für sonstige Stoffe, wenn die Lagermenge ei-
nes Einzelbehälters 100 l/kg und die aller vorhandenen 
Behälter insgesamt 1.000 l/kg nicht übersteigt. 
Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (2) AHB CIF:PRO 2018 
(Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Risi-
kos), sowie Ziff. 3.1 (3) und Ziff. 4 AHB CIF:PRO 2018 
(Vorsorgeversicherung) finden keine Anwendung; insbe-
sondere besteht kein Versicherungsschutz, wenn die ge-
nannte Lagermenge überschritten wird. 

11.2 (1) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte (Rettungskosten) sowie außergerichtliche Gut-
achterkosten werden vom Versicherer insoweit über-
nommen, als sie zusammen mit der Entschädigungs-
leistung die Versicherungssumme für Sachschäden 
nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten 
bleibt es bei der Regelung der AHB CIF:PRO 2018. 

(2) Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten sind 
auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der 
Entschädigung die Versicherungssumme für Sach-
schäden übersteigen. Eine Billigung des Versicherers 
von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder 
Dritter zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

11.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von 
dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnun-
gen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördli-
chen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt ha-
ben. 

11.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem 
Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt 
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für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben 

12. Besondere Bedingungen für die Mitversicherung v on 
Vermögensschäden in der Haftpflichtversicherung 

12.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der 
Ziff. 2.1 AHB CIF:PRO 2018 wegen Versicherungsfällen, 
die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
ten sind.  

12.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden  
(1) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 

Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) herge-
stellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten o-
der sonstige Leistungen;  

(2) aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;  

(3) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen;  

(4) aus Vermittlungsgeschäften aller Art;  
(5) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reise-

veranstaltung;  
(6) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 

Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung;  

(7) aus Rationalisierung und Automatisierung;  
(8) aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten 

und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbe-
werbsrechts;  

(9) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- 
und Kostenanschlägen;  

(10) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgre-
mien/Organe im Zusammenhang stehen;  

(11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger 
bewusster Pflichtverletzung;  

(12) aus dem Abhandenkommen von Sachen und Tieren, 
auch z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;  

(13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Ge-
räusche, Gerüche, Erschütterungen).  

13. Leistungsgarantie und Geltung von Leistungsverb es-
serungen / Innovationsklausel 

13.1 Es wird garantiert, dass die vorliegenden Versiche-
rungsbedingungen hinsichtlich des Umfangs des Versi-
cherungsschutzes unter Einbeziehung aller optionaler 
und versicherbarer Risiken ausschließlich zum Vorteil der 
Versicherungsnehmer von den durch den Gesamtver-
band der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) emp-
fohlenen Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Hundehalterhaftpflichtversicherung (AVB Hundehalter - 
HV), den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB), der Muster-
Bedingungsstruktur III sowie der Muster-
Bedingungsstruktur (Allgemeiner Teil AT) jeweils aktueller 
Stand sowie den empfohlenen Mindeststandards des Ar-
beitskreises Beratungsprozesse abweichen.   

13.2 Künftige Verbesserungen des Umfanges des Versiche-
rungsschutzes der Bedingungen und der Mindeststan-
dards, die über den Umfang der vorliegenden Bedingun-
gen hinausgehen, gelten automatisch für diesen Vertrag. 

14. Klausel zur Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigk eit 

Hinsichtlich der Verpflichtung zur Beitragszahlung gilt fol-
gendes: 
(1) Der Versicherer übernimmt, wenn der Versicherungs-

nehmer arbeitslos im Sinne des § 119 SGB (Sozial-
gesetzbuch) III ist und Arbeitslosengeld nach § 117 
SGB III bezieht, die Beitragszahlung für den Versi-
cherungsvertrag längstens für die Dauer eines Jahres 
(Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit). Die erstmali-
ge Beitragsbefreiung setzt voraus, dass der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt des Befreiungsgrundes min-
destens zwei Jahre ununterbrochen 
- in einem ungekündigten und nicht befristeten Ar-

beitsverhältnis nach deutschem Recht stand und 
- ein Arbeitsentgelt bezog, das über dem einer ge-

ringfügigen Beschäftigung lag. 
Ein erneuter Leistungsanspruch setzt voraus, dass 
der Versicherungsnehmer wieder 
- in einem nicht befristeten Arbeitsverhältnis nach 

deutschem Recht stand und 
- ein Arbeitsentgelt bezog, das über dem einer ge-

ringfügigen Beschäftigung lag. 
Die Beitragsbefreiung ist während der Gesamtlaufzeit 
des  Versicherungsvertrages für maximal drei Inan-
spruchnahmen insgesamt möglich. 

(2) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung ist unverzüglich 
geltend zu machen. Dem Versicherer ist Auskunft 
über alle zu ihrer Feststellung erforderlichen Umstän-
de zu erteilen und das Vorliegen ihrer Voraussetzun-
gen durch Vorlage einer amtlichen Bescheinigung 
nachzuweisen. 

(3) Die Beitragsbefreiung endet vor Ablauf eines Jahres, 
wenn der Versicherungsnehmer ein Arbeitsverhältnis 
aufnimmt. Über die Aufnahme eines Arbeitsverhält-
nisses hat der Versicherungsnehmer den Versicherer 
unverzüglich zu informieren. 

(4) Der Versicherungsnehmer hat auf Anforderung, 
höchstens jedoch alle drei Monate, Auskunft über das 
weitere Vorliegen der Voraussetzungen für die Bei-
tragsbefreiung zu geben und geeignete Nachweise 
vorzulegen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht un-
verzüglich nach, endet die Beitragsbefreiung. Sie tritt 
jedoch mit sofortiger Wirkung wieder in Kraft, wenn 
die Auskünfte und Nachweise nachgereicht werden. 

(5) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung verjährt in drei 
Jahren. Die Verjährung beginnt am Schluss des Ka-
lenderjahres, in dem die Nachweise und Auskünfte 
nach Ziff. 2 hätten erteilt werden können. Der Zeit-
raum ab der Geltendmachung des Anspruchs bis zur 
Entscheidung des Versicherers über die Beitragsbe-
freiung wird in die Verjährungsfrist nicht mit einge-
rechnet. 

(6) Eine Beitragsbefreiung erfolgt nicht, 
a) wenn ein anderer, ausgenommen aufgrund einer 

gesetzlichen Unterhaltspflicht, verpflichtet ist, den 
Versicherungsbeitrag zu zahlen, 

b) wenn eine der Voraussetzungen nach Ziffer 1 
aa) bei Versicherungsbeginn vorliegt; 
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bb) innerhalb von sechs Monaten nach Versiche-
rungsbeginn eintritt (Wartezeit); 

cc) in ursächlichem Zusammenhang mit militäri-
schen Konflikten, inneren Unruhen, Streiks 
oder Nuklearschäden (ausgenommen medi-
zinische Behandlung) steht; 

dd) in ursächlichem Zusammenhang mit einer 
vorsätzlichen Straftat des Versicherungs-
nehmers steht oder von ihm vorsätzlich 
schuldhaft verursacht wurde; 

c) wenn der Versicherungsnehmer das 58. Lebens-
jahr vollendet hat; 

d) wenn der bei Eintritt der Arbeitslosigkeit fällige 
Beitrag nicht bezahlt war. 

(7) Die Beitragsbefreiung kann nur der Versicherungs-
nehmer in Anspruch nehmen. 

15. Fortsetzung des Versicherungsschutzes nach dem 
Tod des Versicherungsnehmers 

Für den mitversicherten Ehegatten/ Lebenspartner des 
Versicherungsnehmers und/oder für unverheiratete Kin-
der des Versicherungsnehmers besteht der bedingungs-
gemäße Versicherungsschutz im Falle des Todes des 
Versicherungsnehmers bis zum nächsten Prämienfällig-
keitstermin fort. Wird die nächste Prämienrechnung durch 
den überlebenden Ehegatten/ Lebenspartner eingelöst, 
so wird dieser Versicherungsnehmer. 

16. Summen- und Bedingungsdifferenzdeckung 

Beantragt ein Kunde Anschlussversicherungsschutz für 
die Haftpflichtversicherung, und besteht zu diesem Zeit-
punkt noch ein anderweitiger gültiger auslaufender Haft-
pflichtversicherungsvertrag, so besteht eine Summen- 
und Bedingungsdifferenzdeckung unter folgenden Vo-
raussetzungen und Bedingungen: 
Soweit der beantragte Versicherungsschutz des künftigen 
Vertrages über den der anderen noch bestehenden Haft-
pflichtversicherung hinausgeht, gewährt der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer Differenzdeckung für solche 
Ereignisse, die zukünftig über den Anschlussversiche-
rungsschutz gedeckt wären. 
1. Eine Leistung aus der Summen- und Bedingungsdif-

ferenzdeckung erfolgt im Anschluss an die anderwei-
tig bestehende Haftpflichtversicherung. 

2. Deckung aus bestehenden Haftpflichtversicherungen 
geht ausnahmslos diesem Vertrag vor.   

3. Dabei bilden die in diesem Differenzvertrag vereinbar-
ten Selbstbeteiligungen und die hier genannten Be-
dingungen den Rahmen für gleichartige Leistungen 
aus allen Versicherungsverträgen zusammen.  

4. Leistet der Versicherer aus einer anderen Haftpflicht-
versicherung nicht, weil der Versicherungsnehmer mit 
der Zahlung des Beitrages im Verzug war oder eine 
Obliegenheit verletzt wurde, so wird dadurch der Um-
fang der Bedingungsdifferenzdeckung nicht vergrö-
ßert. 

Der Versicherungsschutz für die Summen- und Bedin-
gungsdifferenzdeckung gilt längstens für 12 Monate ab 
Antragseingang und endet automatisch mit dem Beginn 
des endgültigen Versicherungsvertrages.  
Er entfällt rückwirkend ab Beginn, wenn der endgültige 
Vertrag nicht zustande kommt.  

Beide Vertragsparteien haben das Recht, die Summen- 
und Bedingungsdifferenzdeckung während der Laufzeit 
mit Monatsfrist zu kündigen.  
Sollte der Anschlussversicherungsschutz nicht zustande 
kommen, so kann der Differenzbeitrag für den Zeitraum 
des Differenzversicherungsschutzes p.r.t. auf Basis des 
nicht zustande gekommenen Anschlussvertrages erho-
ben werden. 
Bei Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versiche-
rungsnehmer unverzüglich  
1. den Versicherungsfall dem Versicherer anzuzeigen, 

sofern bereits für den Versicherungsnehmer erkenn-
bar ist, dass der anderweitige Versicherer nicht oder 
teilweise leistet, 

2. den Versicherungsfall dem Versicherer spätestens 
dann anzuzeigen, wenn der anderweitige Versicherer 
den Versicherungsschutz ganz oder teilweise versagt 
hat. 

Der Versicherungsnehmer hat im Übrigen jede zumutbare 
Untersuchung über Ursachen und Höhe des Schadens 
und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu ge-
statten, jede hierzu dienliche Auskunft und Vollmacht zu 
erteilen oder erteilen zu lassen und Belege beizubringen. 
Das gilt auch und insbesondere für Nachweise und Leis-
tungen anderer Versicherer. 

17. CIF:PRO best advice - Best-Leistungsgarantie 

Sollte ein in Deutschland zum Betrieb zugelassener Ver-
sicherer einen allgemein zugänglichen Tarif zur Tierhal-
ter-Haftpflichtversicherung mit weitreichenderem Leis-
tungsumfang, höheren Entschädigungsgrenzen (Subli-
mits) oder geringeren Selbstbeteiligungen als der Versi-
cherer anbietet, wird der Versicherer im Schadenfall 
1. den Versicherungsschutz um solche Leistungen 

erweitern, 
2. Entschädigungsgrenzen (Sublimits) bis zur Höhe 

der Entschädigungsgrenzen des anderweitigen 
Versicherers, jedoch maximal bis zu der diesem 
Vertrag zugrunde liegenden generellen Versiche-
rungssumme, erweitern,  

3. Selbstbeteiligungen, sofern es sich nicht um gene-
rell zum Vertrag vereinbarte handelt, auf die Höhe 
solcher eines anderweitigen Vertrages reduzieren.  

Es muss sich um benannte Einschlüsse ohne Zuschlags-
beitrag handeln. Deckungen auf „All Risk“-Basis oder 
Einschlüsse, die generell einer Beitragspflicht unterliegen, 
wie beispielhaft Berufshaftpflicht für Lehrer oder Ange-
stellte des öffentlichen Dienstes, fallen nicht darunter. 
Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer die 
weitergehenden Leistungen in Form von Versicherungs-
bedingungen schriftlich nachweist. 
Gleiche Leistungserweiterungen gelten für den bis zum 
Beginn dieses Vertrages bestehenden Vorvertrag, sofern 
dieser zumindest 1 Jahr durchgehend bestanden hat und 
zwischen dem Ende des Vorvertrages und Versiche-
rungsbeginn dieses Vertrages höchstens ein Monat lag.  
Von der Erweiterung des Versicherungsschutzes ausge-
schlossen sind generell Haftpflichtansprüche 
- aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen, 
- jegliche Assistanceleistungen, wie unter anderem Not- 

und Handwerkerservice, juristische Hilfeleistungen, Be-
treuungsleistungen, 

- wegen der Befriedigung von Ansprüchen über die ge-
setzliche Haftpflicht hinaus, 
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- aufgrund beruflicher und gewerblicher Risiken, 
- aus dem Gewässerschaden- und Anlagenrisiko, 
- aus dem Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen 

oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen mit 
Ausnahme der Zwischenlagerung von Abfällen 

- wegen Vorsatz, 
- wegen vertraglicher Haftung, 

- wegen Eigenschäden, 
- aufgrund des Haltens und des Gebrauchs von versiche-

rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
sowie 

- wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Sub-
stanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 

*    Europa bedeutet: Europa im geografischen Sinn (zuzüglich Kanarische Inseln, Azoren, Madeira). 
** Die genannten Selbstbehalte werden neben anderen vertraglichen Selbstbehalten angewandt. 
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Datenschutzhinweise zur Antrags- und Vertragsbearbe itung 

Stand: 25.05.2018 
 
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Zurich Insurance plc 
Niederlassung für Deutschland und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Ist der Versicherungsnehmer 
nicht der Beitragszahler, richten sich die folgenden Informationen auch an den Beitragszahler und die versicherten Personen.

 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
 
ConceptIF Pro GmbH 
Barmbeker Str. 2-6 
22303 Hamburg 
Tel: +49 (0)40 - 69 63 55-0 
Fax: +49 (0)40 - 69 63 55-109 
E - Mail: pro@conceptif.de 
 
als Assekuradeur 
 
für die  
 
Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland, 
Platz der Einheit 2 
60327 Frankfurt am Main 
Tel: +49 (0)69-7115-0 
Fax: +49 (0)69-7115-3358 
E - Mail: datenschutz@zurich.com 
 
als Risikoträger (Versicherer).  
 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post 
unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf-
tragter – oder per E-Mail unter: info@dsb-keeve.de. 
 
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbei-
tung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter 
Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSG-
VO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der daten-
schutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG), sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. 
 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benöti-
gen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den 
Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von 
uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versiche-
rungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policie-
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer pers o-
nenbezogenen Daten nicht möglich. 
 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statis-
tiken, z.B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfül-
lung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. 
 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezo-
gener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist 
Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Katego-
rien personenbezogener Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten 

bei Abschluss eines Unfallversicherungsvertrages) erforder-
lich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) 
i.V.m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen 
Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 
2 j) DSGVO i.V.m. § 27 BDSG. 
 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen 
von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSG-
VO). Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-

Betriebs einschließlich Tests 
- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsproduk-

te und für andere Produkte von Kooperationspartnern 
sowie für Markt- und Meinungsumfragen, 

- zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens, 
- zur Kundenzufriedenheitsbefragung 
- zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von 

Prozessen, Dienstleistungen und Produkten. 
 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtli-
cher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. 
Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem 
Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i.V.m. Art. 6 
Abs. 1 c) DSGVO. 
 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren. 
 
3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse 
Wenn Sie uns Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen, 
speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere 
Kommunikation zu dem betreffenden Vorgang, sofern Sie 
dieser Nutzung nicht widersprechen. 
 
4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten 
Rückversicherung: 
Von uns für den Versicherer übernommene Risiken versi-
chern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rück-
versicherer) über einen Rückversicherungsmakler. Dafür 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden-
daten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit 
dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versi-
cherungsfall machen kann. Der jeweilige Rückversicherer 
erhält keine personenbezogenen Daten. 
 
Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von 
einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler 
die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages 
benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch 
übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie 
betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
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Ihrer Betreuung und Beratung in ihren Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen. 
 
Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil unterschiedlicher Dienstleis-
ter. 
 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer 
und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Übersicht 
im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unse-
rer Internetseite unter www.conceptif.de unter der Rubrik 
Datenschutz entnehmen. 
 
5. Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 
Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten 
für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen 
unser Unternehmen geltend gemacht werden können (ge-
setzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jah-
ren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, 
soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. 
Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich, unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, 
der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die 
Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 
 
6. Betroffenenrechte 
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber 
hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die 
Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. 
Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe 
der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen. 
 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer perso -
nenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen. 
 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter  
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widerspr e-
chen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Grün de 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

 
Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an 
den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder Daten-
schutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
 
Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit: Prof. Dr. Johannes Caspar, Klosterwall 6 
(Block C), 20095 Hamburg 
 
7. Entfällt 
 
8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertra-
ges (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes) 
bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls über-
prüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür 
erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezo-

genen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen. 
 
9. Bonitätsauskünfte 
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen 
notwendig ist, fragen wir z.B. bei der Schufa oder Creditre-
form Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zah-
lungsverhaltens ab. Weitere Hinweise können Sie der 
Dienstleisterliste im Anhang sowie in der jeweils aktuellen 
Version auf unserer Internetseite entnehmen. 
 
10. Datenübermittlung in ein Drittland 
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister au-
ßerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) über-
mitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland 
durch die EU-Kommission ein angemessenes Daten-
schutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene 
Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unternehmensin-
terne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertrags-
klauseln) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu 
sowie über das Datenschutzniveau bei unseren Dienstleis-
tern in Drittländern finden Sie ggf. auf unserer Dienstleister-
liste.  
 
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen 
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei 
Antragstellung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert 
etwa über das Zustandekommen oder die Kündigung des 
Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe 
der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie. 
 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu 
Ihrem Vertrag gespeicherten Daten [sowie ggf. von Dritten 
hierzu erhaltenen Informationen] entscheiden wir vollauto-
matisiert über unsere Leistungspflicht. Die vollautomatisier-
ten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher 
festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
 
Wir können automatisierte Entscheidungsprozesse in der 
Kompositversicherung einsetzen. Je nach Vertragsdauer 
und Schadenhäufigkeit erfolgt eine automatisierte Vertrags-
kündigung, die mit einem Angebot zur Vertragsfortführung 
mit Vereinbarung eines Selbstbehaltes oder eines Risiko-
ausschlusses (bspw. für Leitungswasserschäden) verbun-
den sein kann. In diesen Fällen haben Sie das Recht, die 
Entscheidung anzufechten, Ihren eigenen Standpunkt 
geltend zu machen und eine Überprüfung der Entscheidung 
durch unsere Mitarbeiter zu verlangen. 
 
Aktualisierung der Datenschutzhinweise: 
Die Datenschutzhinweise werden bei Bedarf aktualisiert 
und können Sie unserer Internetseite: www.conceptif.de 
unter der Rubrik Datenschutz entnehmen. 
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Übersicht der Dienstleister der ConceptIF Pro GmbH in Verbindung mit der Zurich 
Gruppe Deutschland als Risikoträger   Stand: 25.05.2018 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten in Übereinstimmung mit den Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen 
Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft und der von Ihnen gegebenenfalls im Rahmen Ihres Versicherungsantrags oder der 
Leistungsbearbeitung abgegebenen Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungs-
erklärung. Dies beinhaltet auch die Weitergabe von Daten an Dienstleister, soweit dies für Erbringung der Dienstleistung erforderlich ist. 
Diese Liste nennt solche Dienstleister sowie Kategorien von Dienstleistern. Dienstleister bzw. Dienstleisterkategorien, die hierzu Gesund-
heitsdaten erhalten könnten, sind mit 1) gekennzeichnet. 
Einzelne Dienstleister können auch außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums niedergelassen sein. Eine Datenübermittlung an solche 
Dienstleister kann zum Beispiel erfolgen, wenn dies zwingend zur Erfüllung des mit Ihnen geschlossenen Vertrags erforderlich ist. Im Übri-
gen erfolgt eine solche Übermittlung nur, wenn das angemessene Datenschutzniveau am Sitz des Dienstleisters durch einen Angemessen-
heitsbeschluss der Europäischen Kommission (wie z. B. im Fall der Schweiz) oder durch geeignete Garantien, insbesondere den Abschluss 
der von der Europäischen Kommission erlassenen Standard-Datenschutzklauseln (diese können Sie bei uns erfragen), gewährleistet ist. 
Dienstleister bzw. Kategorien mit Sitz außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums sind mit 2) gekennzeichnet. 
 

An der zentralisierten Datenverarbeitung der Stammd aten teilnehmende Konzerngesellschaften  
 

ADAC Autoversicherung AG DA Deutsche Allgemeine Versicherung Aktiengesellschaft 
Deutscher Pensionsfonds Aktiengesellschaft Zurich Deutscher Herold Lebensversicherung Aktiengesellschaft 
Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland  

Dienstleister, die für o. g. Konzerngesellschaften tätig werden und bei denen die Datenverarbeitung Ha uptgegenstand der Tätigkeit ist  
 

Dienstleister  Gegenstand der Beauftragung  
ConceptIF AG Vertragsbearbeitung/-verwaltung, Abrechnung 
Bonnfinanz Aktiengesellschaft für Vermögensberatung und Vermittlung1) Versicherungsvertrieb 
DEUTSCHER HEROLD Aktiengesellschaft1) Zentrale Dienstleistungen (z. B. Recht & Steuern, Revision) 
TDG Tele Dienste GmbH1) Kundenservice (z. B. Telefonie) 
Zürich Beteiligungs-Aktiengesellschaft (Deutschland)1) Zentrale Dienstleistungen (z. B. Recht & Steuern, Revision) 
Zurich Kunden Center GmbH1) Kundenservice (z. B. Telefonie) 
Zurich Service GmbH1) Risikoprüfung, Vertragsverwaltung, Versicherungsvertrieb 

und Leistungsfallbearbeitung sowie IT-Dienstleistungen 
Dienstleister, die für Zurich Insurance plc Niederl assung für Deutschland (1. – 4.) sowie die DA Deuts che Allgemeine Versicherung 
Aktiengesellschaft (3. – 4.) tätig werden und bei d enen die Datenverarbeitung Hauptgegenstand der Täti gkeit ist  
 

Dienstleister  Gegenstand der Beauftragung  
1. DKV Deutsche Krankenversicherung AG1) Leistungsfallbearbeitung in der Auslandsreise-Krankenversicherung 
2. Rheinland Versicherungs AG1) Leistungsfallbearbeitung in der Restkreditversicherung mit einge- 

schlossener Zusatzversicherung (Arbeitsunfähig-
keit/Arbeitslosigkeit) 3. GDV Dienstleistungs-GmbH & Co KG Diverse Service-Dienstleistungen (u. a. Not- und Zentralruf der 
deutschen Autoversicherer, Verfahren zur elektronischen Versi-
che- rungsbestätigung) 

4. informa HIS GmbH Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
Kategorien von Dienstleistern, die für o. g. Konzer ngesellschaften tätig werden und bei denen die Vera rbeitung von personenbezo-
genen Daten kein Hauptgegenstand des Auftrages ist bzw. die nur gelegentlich tätig werden  
 

Dienstleisterkategorie  Gegenstand der Beauftragung  
Adressdienstleister Aktualisierung von Adressdaten 
Archivierungs-/Entsorgungsunternehmen1) Aktenarchivierung und Entsorgung von Akten/Datenträgern 
Assistancedienstleister1) 2) Assistanceleistungen 
Call-Center Telefondienstleistungen 
Druckereien Druckdienstleistungen (Druck/Postversand) 
Elektronisches Versandmanagement Versanddienstleistungen (E-Mail Versand) 
Medizinische Gutachter und Sachverständige (Ärzte, Psycholo-
gen, Psychiater etc.)1) 

Analyse, Begutachtung und Beratung zu Rehabilitations- 
und sonstigen medizinischen Maßnahmen 

Sonstige Gutachter, Sachverständige, Prüfdienstleister1) Erstellung von Gutachten/Expertisen sowie Beratung in speziellen 
Fällen Inkassounternehmen Forderungseinzug 

IT- und Telekommunikationsdienstleister1) 2) IT-Dienstleistungen (z. B. IT, Telefonie, Netzwerk, Wartung) 
Logistikdienstleister1) Posteingangsbearbeitung/Dokumenten-Management 
Marketingagenturen Marketingaktionen 
Marktforschungsunternehmen Marktforschung 
Recherchedienstleister (z. B. Detekteien)1) Auskunfts- und Recherchedienstleistungen 
Rechtsanwaltskanzleien1) Anwaltliche Dienstleistungen 
Rehabilitationsdienste und Dienstleister für Hilfs- und Pflege- 
sowie medizinische Leistungen1) 

Assistanceleistungen (z. B. Beratung zu Rehabilitationsmaßnahmen) 

Rückversicherer1) 2) Einbindung in die Risiko- und Leistungsprüfung in speziellen Fällen 
Schadendienstleister/Sanierer/Werkstätten Unterstützung in der Schadenbearbeitung 
Übersetzer und Dolmetscher Übersetzungen und ähnliche Unterstützungsleistungen 
Wirtschaftsprüfer Prüfdienstleistungen 

Hinweis: Sofern Dienstleister nicht streng weisungsgebunden als Auftragsverarbeiter eingesetzt werden, sondern eine eigene Entschei-
dungs- kompetenz haben (wie z. B. typischerweise bei Sachverständigen und Gutachtern), unterbleibt die Übermittlung Ihrer personen-
bezogenen Daten an einen solchen Dienstleister, wenn Sie dieser Übermittlung widersprechen und geltend machen können, dass in der 
konkreten Situation ausnahmsweise Ihre schutzwürdigen Interessen das Interesse des übermittelnden Unternehmens überwiegen. 


